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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Nachdem die APK-SR die Behandlung der parlamentarischen Initiative für ein
Bundesgesetz für die Weiterführung und Erleichterung der Beziehungen zur EU
zweimal verschoben hatte, weil sie den Europabericht des Bundesrates abwarten
wollte, kam sie in der Frühjahrssession 2023 in den Ständerat. Kommissionssprecher
Pirmin Bischof (mitte, SO) erinnerte den Ständerat zuerst daran, dass die APK-SR die
Initiative im Oktober 2021 bereits einmal abgelehnt, die APK-NR aber an ihrem Entwurf
festgehalten hatte. Er wies des Weiteren darauf hin, dass die Initiative zu einem
Zeitpunkt eingereicht worden sei, als die Beziehungen zur EU «völlig blockiert waren».
Zwar sei das Anliegen der Initiative nachvollziehbar, doch habe sich die APK-SR seit
dem Abbruch der Verhandlungen in vielfältiger Art und Weise zu den Beziehungen
Schweiz-EU äussern können. Die parlamentarische Initiative der APK-NR sei aus
institutioneller Perspektive problematisch und darüber hinaus nicht zielführend, da der
geforderte politische Dialog bereits seit Längerem bestehe. Die Umsetzung der
Initiative würde zu lange dauern und damit den Verhandlungsspielraum des Bundesrats
einschränken, schloss Bischof seine Ausführungen und seine Begründung des
Mehrheitsantrags, auf Folgegeben zu verzichten. Eva Herzog (sp, BS) zog in der Folge
ihren Einzelantrag auf Folgegeben zurück, da sie bereits im Rahmen der Debatte zur
Motion 22.3012 gespürt habe, dass sich eine Mehrheit des Ständerates eine rasche
Regelung der bilateralen Beziehungen wünsche und sich vor allem aus formellen und
nicht aus inhaltlichen Gründen gegen die parlamentarische Initiative wehre. Der
Ständerat gab der Initiative stillschweigend keine Folge, womit diese erledigt war. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

In der Herbstsession 2021 beriet der Ständerat die Vorlage seiner WAK betreffend die
Abschaffung des Eigenmietwerts für selbstbewohntes Wohneigentum. Bereits das
Eintreten auf die Vorlage wurde – für ständerätliche Verhältnisse – intensiv diskutiert.
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) weibelte für die Vorlage. Er
begründete dabei deren Notwendigkeit erstens damit, dass der Eigenmietwert als eine
Steuer auf ein «fiktives Einkommen» in der Bevölkerung – insbesondere bei
Eigenheimbesitzerinnen und -besitzer, die ihre Schulden bereits abbezahlt haben – auf
grosses Unverständnis stosse. Zweitens könnten mit der Vorlage, die von
internationalen Organisationen wie der OECD bemängelten steuerlichen Anreize für das
Anhäufen von Schulden abgebaut und so die sehr hohe Privatverschuldung in der
Schweiz reduziert werden. Auf der anderen Seite versuchte Paul Rechsteiner (sp, SG)
die kleine Kammer zu überzeugen, nicht auf die «missratene» Vorlage einzutreten.
Rechsteiner argumentierte, die Vorlage würde zu gewichtigen Steuerausfällen von bis
zu CHF 1.7 Mrd. für Bund und Kantone führen. Ausserdem sei es steuerpolitisch klar,
dass das Wohnen im eigenen Haus ein Naturaleinkommen sei und deshalb besteuert
werden sollte. Eine Aufhebung würde deshalb nur die häufig bereits finanziell besser
gestellten Wohneigentümer und -eigentümerinnen entlasten und diese gegenüber den
im Schnitt einkommensschwächeren Mieterinnen und Mieter weiter besserstellen.
Nicht zuletzt wies Rechsteiner darauf hin, dass sich eine klare Mehrheit der Kantone (21
zu 5) in der Vernehmlassung gegen den Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung ausgesprochen hatte. Christian Levrat (sp, FR) plädierte
ebenfalls für Nichteintreten und warnte, dass das vorliegende «legislative Gebastel»
aufgrund der fehlenden Haushaltsneutralität in einer Volksabstimmung keine Chance
habe und es deshalb schlauer sei, die Übung bereits jetzt abzubrechen. In der weiteren
Diskussion hoben die Befürworterinnen und Befürworter der Vorlage unter anderem
noch hervor, dass die Vorlage den administrativen Aufwand für die Kantone stark
verringern würde. Zudem führe die Vorlage unter Berücksichtigung des langjährigen
Durchschnittzinses von 3.5 Prozent nicht zu Minder- sondern zu Mehreinnahmen –
auch wenn sie eingestanden, dass der Systemwechsel mit dem heutigen tiefen
Zinsniveau zu Steuerausfällen führen würde. Die Ständerätinnen und Ständeräte
stimmten schliesslich mit 26 zu 15 Stimmen für Eintreten.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
ELIA HEER
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In der anschliessenden Detailberatung stand prinzipiell die Abschaffung der
Schuldzinsabzüge zur Debatte. Eine Minderheit der Kommission rund um Erich Ettlin
(mitte, OW) beantragte, den Vorschlag des Bundesrates, Schuldzinsenabzüge in der
Höhe von 70 Prozent der steuerbaren Vermögenserträge zuzulassen, zu übernehmen.
Gemäss Ettlin sei die vollständige Abschaffung der Schuldzinsenabzüge
verfassungswidrig, da der Ertrag, der mit der Aufnahme der Schulden verbunden ist
(insb. der Mietertrag aus einer vermieteten Wohnung), sowie der Eigenmietwert auf
selbstbewohnten Zweitliegenschaften weiterhin besteuert würden. Damit verstosse die
Vorlage gegen das verfassungsrechtliche Prinzip der Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Ausserdem würden auch Schuldzinsenabzüge in der
Höhe von 70 Prozent der Vermögenserträge gegenüber der heutigen Lösung (Abzug aller
Schuldzinsen plus CHF 50'000) Verschuldungsanreize reduzieren. Der
Mehrheitsvertreter Bischof führte in seiner Replik aus, dass es durchaus logisch
erscheine, die Schuldzinsenabzüge auf Ertrag durch unbewegliches Vermögen (eben
z.B. Mieterträge) weiterhin zu erlauben. Doch er störte sich daran, dass die Minderheit
keine Unterscheidung zwischen Erträgen aus beweglichen und unbeweglichen
Vermögen mache, obwohl der Kapitalgewinn auf beweglichem Vermögen in der Schweiz
grundsätzlich steuerfrei ist. Nichtsdestotrotz räumte auch Bischof ein, dass die
Kommission hier noch nicht die optimale Lösung gefunden habe und sich die WAK-NR
und der Nationalrat noch einmal genauer mit dem Thema beschäftigen müssten.
Schlussendlich stimmte die kleine Kammer mit 28 zu 15 Stimmen für den Antrag der
Kommissionsminderheit. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf
mit 20 zu 17 Stimmen bei zwei Enthaltungen an. 2

Umweltschutz

Klimapolitik

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zu Beginn der intensiven Debatte berichtete
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) im Namen der vorberatenden UREK-SR, dass diese
vorschlage, den Ausbau der Photovoltaik sowohl auf freien Flächen als auch auf
Gebäuden zu beschleunigen. Die Kommission wolle daher einzelne Artikel des
vorliegenden indirekten Gegenvorschlags abspalten und diese in Form eines dringlichen
Bundesgesetzes mit dem Titel «Bundesgesetz über dringliche Massnahmen zur
kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter» behandeln.
Dies erlaube es, die Förderung der Photovoltaik mit der gebotenen Eile anzugehen. Der
Gegenvorschlag beinhaltete somit das «Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz»
sowie die zwei dazu gehörigen Finanzierungsvorlagen – die Bundesbeschlüsse 2 und 3;
nicht aber das neue dringliche Bundesgesetz. Die Mehrheit der UREK-SR beantragte in
der Folge beim indirekten Gegenvorschlag kaum Abweichungen von der
nationalrätlichen Linie, hingegen lagen verschiedene Minderheitsanträge vor.
Knapp wurde es zum Beispiel bei den Bestimmungen zur Förderung von neuartigen
Technologien und Prozessen. Eine Minderheit Stark (svp, TG) beantragte, diese
Massnahmen zur Technologieförderung sowie zum Heizungsersatz im Rahmen des CO2-
Gesetzes zu regeln und als Konsequenz aus dem Gegenvorschlag zu streichen und
infolgedessen auch nicht auf die Bundesbeschlüsse 2 und 3 einzutreten. Stark
kritisierte, dass im Gesetzesentwurf nicht nur auf die Ziele des Klimaschutzes fokussiert
werde, sondern auch bereits konkrete Umsetzungsmassnahmen festgehalten würden.
Diese Massnahmen gehörten jedoch ins CO2-Gesetz, alles andere sei «falsch –
staatspolitisch, rechtstechnisch, sachlich», monierte Stark. Dieser Antrag wurde mit 24
zu 21 Stimmen abgelehnt. Er erhielt Unterstützung aus den Reihen der SVP-, der Mitte-
und der FDP.Liberalen-Fraktion. 
Beim Programm zum Ersatz der fossilen Heizsysteme und der elektrischen
Widerstandsheizungen ergänzte der Ständerat die Vorlage um eine Bestimmung zur
Förderung der Energieeffizienz und stimmte der vom Nationalrat beschlossenen
Kredithöhe von CHF 200 Mio. pro Jahr (für 10 Jahre) auf Antrag der Minderheit
Reichmuth (mitte, SZ) zu. Die Kommissionsmehrheit hätte den Kredit auf CHF 100 Mio.
pro Jahr senken wollen. Damian Müller (fdp, LU) hatte den Mehrheitsantrag damit
begründet, dass es angesichts des Fachkräftemangels und der Lieferschwierigkeiten bei
manchen Bauteilen nicht realistisch sei, pro Jahr mehr als CHF 100 Mio. für diese
Arbeiten ausgeben zu können.
Der Ständerat schuf schliesslich im indirekten Gegenvorschlag noch einige kleinere
Differenzen zum Nationalrat, beispielsweise bei den Berg- und Randgebieten; diese
sollen nach dem Willen der kleinen Kammer stets zusätzlich in ihren Massnahmen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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unterstützt werden, sofern eine besondere Ausgangslage bestehe.

Den meist diskutierten Aspekt stellte sodann der Ausbau der Photovoltaik in Form des
erwähnten abgespaltenen dringlichen Bundesgesetzes dar. Dabei ging es insgesamt um
drei verschiedene Punkte, die vor der Abstimmung über die Überführung in ein eigenes
Gesetz bereinigt werden mussten.
Der erste Punkt betraf die generelle Pflicht, auf Dächern oder Fassaden von Neubauten
zukünftig eine Solaranlage zu erstellen. Kommissionssprecherin Baume-Schneider
führte aus, dass der Ausbau der Photovoltaik bei Neubauten bisher eher schleppend
vorangehe; dieser müsse aber vorangebracht werden, wenn man den Ausbau der
Photovoltaik als umfassendes Konzept verstehe. Die daher geforderte neue Pflicht
wurde von einer starken Minderheit Fässler (mitte, AI) bekämpft: Fässler argumentierte,
dass mit dieser Bestimmung sowohl die Eigentumsgarantie nach Artikel 26 BV als auch
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der
Energieversorgung in Frage gestellt würden. Es sei daher angebracht, diese Fragen im
Rahmen des Mantelerlasses zum Energiegesetz zu behandeln. Roberto Zanetti (sp, SO)
entgegnete, dass man als Bauherr ohnehin in seinen Eigentumsrechten eingeschränkt
sei: «Ob das über ein kommunales Baureglement, über Bundesgesetze oder über ein
kantonales Gesetz geschieht, ist, wie gesagt, für mich als Grundeigentümer piepegal.»
Anschliessend sprachen sich 25 Mitglieder des Ständerates für diese Bestimmungen
aus, 19 waren dagegen. Bei Letzteren handelte es sich um Mitglieder der SVP-, der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. 
Der zweite Punkt, der vor der Überführung bereinigt werden musste, war unumstritten:
Der Ständerat nahm eine Bestimmung, in welcher die bestmögliche Nutzung der
Sonnenenergie auf den dafür geeigneten Infrastrukturoberflächen des Bundes
vorgeschrieben wurde, stillschweigend an. 
Der dritte Punkt umfasste die Bestimmungen zur Förderung von Photovoltaik-
Grossanlagen und wurde wiederum ausgiebig diskutiert. Hier beantragte die
Kommissionsmehrheit, dass Photovoltaik-Grossanlagen, die jährlich mindestens 20
Gigawattstunden Strom produzieren, wovon mindestens 45 Prozent im Winterhalbjahr
anfallen müssen, von einer besonderen Förderung profitieren sollen, bis schweizweit
mit solchen Anlagen 2 Terawattstunden Strom produziert würden. Diese besondere
Förderung soll unter anderem Bestimmungen umfassen, wonach für diese Anlagen
keine Planungspflicht und keine UVP-Pflicht gelten sollen, da das Interesse an ihrer
Realisierung den anderen nationalen und kantonalen Interessen vorgehe. Zudem sollen
diejenigen Photovoltaik-Grossanlagen, die bis Ende 2025 zumindest teilweise an das
Stromnetz angebunden sind, seitens des Bundes eine Einmalvergütung von 50 bis 60
Prozent der Investitionskosten erhalten. 
Pirmin Bischof (mitte, SO) sprach von einem mutigen, aber notwendigen Schritt, diese
«Alpen-Solaranlagen» unter Umgehung der üblichen Verfahrensvorschriften zu
bewilligen. Zu diesen Vorschlägen der Kommissionsmehrheit lagen drei Einzelanträge
vor. Ein Antrag Würth (mitte, SG) verlangte, dass diese Anlagen lediglich 10 anstatt 20
Gigawattstunden erbringen müssen. Ansonsten könnten fast keine solchen Anlagen
realisiert werden, argumentierte er. Die grosse Mehrheit des Rates (43 zu 1 Stimmen)
kam diesem Begehren Würths nach. Heidi Z'graggen (mitte, UR), Präsidentin der ENHK,
forderte, dass solche Anlagen in Mooren und Moorlandschaften von besonderer
Schönheit und gesamtschweizerischer Bedeutung verboten sowie in Landschaften,
Naturdenkmälern und Biotopen von nationaler Bedeutung nur beschränkt möglich sein
sollen. Zudem müssten die Anlagen nach der Ausserbetriebnahme ersatzlos
zurückgebaut und die Gebiete wieder in ihren Zustand vor dem Ausbau zurückversetzt
werden. Zwar stimmte der Ständerat dem Verbot in Mooren und Moorlandschaften
sowie der Pflicht zu einem ersatzlosen Rückbau der Solaranlagen und der
Wiederherstellung der Ausgangslage einstimmig oder deutlich zu, lehnte aber eine
Einschränkung in Landschaften, Naturdenkmälern und Biotopen von nationaler
Bedeutung mit 24 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Ein Antrag Hegglin (mitte, ZG)
verlangte schliesslich, dass die Einmalvergütung nicht einfach als 50 bis 60 Prozent der
Investitionskosten definiert wird, sondern dass sich diese auch an der
Wirtschaftlichkeit der Investition orientieren soll. Hegglin wollte damit verhindern, dass
der Bund die Schuldenbremse nicht mehr einhalten kann, sein Antrag scheiterte jedoch
mit 31 zu 12 Stimmen. 
Nachdem diese Vorbedingungen geklärt waren, überführte der Ständerat diese
Bestimmungen zur Photovoltaik einstimmig in ein eigenes Bundesgesetz. 

In den Gesamtabstimmungen nahm der Ständerat alle vier einzelnen Entwürfe an: Am
meisten Unterstützung genoss der neue Entwurf des Bundesgesetzes über dringliche
Massnahmen zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter
(Photovoltaik-Anlagen), welcher bei 4 Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommen
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wurde. Das Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz wurde von 4 Mitgliedern der
SVP-Fraktion abgelehnt, 2 enthielten sich der Stimme, während die restlichen
Ständerätinnen und Ständeräten dem Entwurf zustimmten. Der Bundesbeschluss über
die Finanzierung der Förderung von neuartigen Technologien und Prozessen und der
Bundesbeschluss über die Finanzierung des Sonderprogrammes zum Ersatz von
Heizungsanlagen wurden mit ähnlichen Stimmenverhältnissen angenommen (33 zu 9
Stimmen bei 2 Enthaltungen und 32 zu 9 bei 4 Enthaltungen), wobei jeweils einzelne
Mitglieder der SVP-, der FDP- sowie der Mitte-Fraktionen gegen die Beschlüsse
stimmten. Somit nahm der Ständerat alle drei Entwürfe des indirekten Gegenvorschlags
an. 3

1) AB SR, 2023, S. 267ff.; Bericht der APK-SR vom 9.1.23; Medienmitteilung APK-SR vom 10.1.23
2) AB SR, 2021, S. 891 ff.; NZZ, 26.8.21; TA, 22.9.21
3) AB SR 2022, S. 715 ff.
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